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Editorial
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eine neue Ausgabe . im Schweiße unsres Angesichts. Habt ihr Weihnachten gut überstanden, ist der verdorbene Magen wieder auskuriert, sind alle Eisenbahnen (nana ihr lasst Euch doch nicht Autos schenken?!) verstaut, der Winterbibber in Grenzen gehalten?

Na, denn nix wie los sich reingestürzt in neue Taten und Untaten. 

In diesem Sinne,

Eure Redaktion

Du Dir mal wieder anhören sollst, daß doch alles ganz demokratisch zuging...
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Ein gern gebrauchtes Argument der Betreiber des Baus der B 31 neu ist, daß über diese demokratisch entschieden worden, der Widerstand dagegen deswegen undemokratisch sei. Dieses Argument ist aus mehreren Gründen falsch: 1. Die heute rechtskräftige Planung- feststellung stammt aus dem Jahr 1984. Seither hat sich die Welt, auch die Verkehrswelt, grundlegend verändert. Durch die Öffnung des ehemaligen Ostblocks und den Vertrag von Maastricht hat der großräumige Verkehr – vor allem der Lkw-Verkehr - in einem Maße zugenommen, wie es bei der Planfeststellung von 1984 nie vorherzusehen war und auch nicht in die Planung eingegangen ist. Wenn aber Grundlagen einer Planung wie hier hinfällig sind, kann das Festhalten an dieser Planung - wider besseres Wissen über veränderte Realitäten und sinnvolle Alternativen - nicht als demokratisch legitim angesehen werden. Was gestern Recht war, ist heute Unrecht. 2. Die Planfeststellungsänderung zum Bau des Tunnelportals zwischen den Häusern von Fabrik-, Schwarzwald- und Bürgerwehrstraße geht Anfang der 90- er Jahre von einer Belastung mit Benzol von 10 mg/cbm Luft aus. Messungen an derselben Stelle haben 1995 haben eine um 70 % höhere Benzolbelastung ergeben. Auch diese Abweichung bestätigt, daß der Planung die demokratische Legitimation fehlt. 3. Die Behauptung, es sei mehrmals vom Stadtrat Freiburgs die Zustimmung zum Bau der B 31 neu gegeben worden, ist irreführend. Der Stadtrat hat stets unter der Prämisse des sofortigen Baus des Stadttunnels für die B 31 gestimmt. Dieser aber wird - wenn überhaupt jemals - nicht vor dem Jahr 2010 im Rahmen des nächsten Bundesverkehrswegeplanes in die Planungen des Bundes eingehen. Die Zustimmung der Freiburger Stadträte ist also wegen falscher Entscheidungsgrundlagen, dringend revisionsbedürftig. Andernfalls fehlt ihr die demokratische Legitimität. 4. Der Versuch, die juristischen Wege der B-31-Gegner als undemokratisch hinzustellen, ist absurd. Zum einen nimmt der Widerstand schlicht den vom Grundgesetz zur Wahrung gefährdeter Grundrechte aufgezeigten Weg wahr, zum anderen richtet er sich gegen eine zutiefst undemokratische Planung, die unter verschiedenen Formen von Unwahrheit und politischem Betrug zustande kam, zuletzt durch den wider Treu und Glauben nicht eingehaltenen Vergleich.

600 Millionen für`n Arsch' 

unter diesem Motto demonstrierten heute zehn Umweltschützer auf Kloschüsseln und mit nacktem 

Hintern auf der Baustelle der neuen B 31. Sie erinnerten damit an den spektakulären Baubeginn im Oktober 1996. Damals hatten über 1000 Polizisten ein Baum-Hütten-Dorf im Osten Freiburgs geräumt und damit den Weg für 

die ersten Baumaßnahmen an der Trasse brutal geebnet. Die Umweltschützer wandten sich dabei gegen die Millionenausgaben für den Straßenbau. So werde in Deutschland nach wie vor neuer Verkehr produziert und die Klimaschutzziele könnten nur verfehlt werden. 

'In ihrer 20jährigen Geschichte hat die B 31 Ost Neu immer mehr ihrer demokratischen Legitimation verloren,' sagt eine Sprecherin der Aktion. So sei 

der Freiburger Gemeinderat bei seinen Voten für die Straße davon ausgegangen, daß unmittelbar danach ein Stadttunnel unter Freiburg gebaut werde. Dies plane die Bundesregierung aber aus finanziellen Gründen nicht. Was die Umweltschützer jahrelang prophezeit hatten, räumten der Freiburger Oberbürgermeister Dr. Rolf Böhme und Regierungspräsident Conrad Schröder erst ein, als die Bagger rollten. 

Schon bald zeigte sich dann, daß die Bauplanungen des Regierungspräsidiums auch gegen einen Vergleich verstießen, den die Stadt mit betroffenen Bürgern geschlossen hatte. Sie konnte so einen langen Rechtsstreit abwenden. Die Aktionsbündnisse gegen die B 31 versuchten noch gegen diese Abweichungen, die für manchen Bürger die Bauzeit um bis zu 1,5 Jahre verlängern werden, per Gericht vorzugehen. Man stellte aber fest, daß diese Bürger durch diesen wachsweich formulierten Vergleichstext abermals über den Tisch gezogen wurden. 

Über ein Jahr nach dem Baubeginn bedauerte nun der Oberbürgermeister, daß die Bürger nie direkt zum Bau der Bundesstraße befragt wurden. Dies hatten die Umweltschützer ebenfalls jahrelang gefordert. 'Manipulation und Täuschungen, das ist die Geschichte der B 31 Ost Neu,' sagt dazu die Sprecherin der Aktion. Ein Jahr nach dem Baubeginn könne man die zerstörerischen Kräfte dieses Bauprojekts bereits sehen. Eine 50 Meter breite Sandpiste zerschneide das bisher malerische Dreisamtal im Osten Freiburgs. Sie würde bei ihrer Fertigstellung täglich etwa 70.000 Fahrzeuge, darunter 3.500 LKW direkt in die Innenstadt Freiburgs lenken. 'Die Umweltstadt Freiburg hat mit diesem Projekt ihren Ruf verspielt,' so die Sprecherin.
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